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Einleitung 

Die Entwicklung der Nationalsprachen im 16. und 17. Jahrhundert verlief paral-
lel zu der Entwicklung der Nationalstaaten. Die Sprachgrenzen waren besonders 
ausgeprägt, als sich die neu entstandenen Staaten gegeneinander abgrenzten. 1 

Heute verlieren die Nationalstaaten im Zuge des europäischen Integrationsprozes-
ses an Bedeutung. Auch die Globalisierung der Wirtschaft trägt dazu bei, daß mit 
den Nationalstaaten die nationalen Sprachen an Gewicht verlieren. Internationale 
Kommunikation, die schnell und ohne großen Kostenaufwand möglich ist, wird 
dabei immer wichtiger. Aus dieser Notwendigkeit ist teilweise die Forderung nach 
einer lingua franca laut geworden, nach einer Sprache, in der die internationale 
Kommunikation erfolgen kann.2 

In der Europäischen Gemeinschaft wurde lange Zeit für die französische Spra-
che als lingua franca plädiert (insbesondere, da Französisch die einzige Sprache 
der sechs Gründerstaaten war, die in allen Ländern gelehrt wurde),3 nach dem Bei-
tritt Großbritanniens bietet sich auch das Englische an, da es bereits die Sprache 
des Weltmarkts ist und etwa eine Milliarde Menschen Englisch beherrschen oder 
erlernt haben.4 Dabei stellt allerdings die Haltung der Briten zum europäischen In-
tegrationsprozeß (Großbritannien gehört zu den Staaten, die nicht an der Einfüh-
rung des Euro am 1. 1. 1999 teilgenommen haben, sondern entscheidet selbst, ob 
und wann es der Währungsunion beitritt) eine psychologische Barriere dar. 

A. Europäische Sprachregelungen 

Schon innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) hat sich der 
Rat in seiner ersten Verordnung vom 15. 4. 1958 mit der Sprachenfrage beschäf-

1 Antu, Die deutsche Sprache gibt es gar nicht, in: SZ vom 23./24. 5. 1998, Feuilleton-
Beilage, S. VII. 

2 Wright, S. 50 f.; Feld, S. 202. Wardhaugh, S. 135, geht davon aus, daß Englisch bereits 
lingua franca der modemen Welt ist. Ebenso nimmt Truchot, S. 91, an, daß keine andere 
Sprache die Rolle einer internationalen lingua franca so ausfüllen kann, wie es das Englische 
vermag. Nach seiner Ansicht würden europaweit englische Medien zum einen Kosten redu-
zieren und zum anderen neue Märkte eröffnen, indem kulturelle und sprachliche Barrieren, 
die zugunsten der nationalen Produktion wirken, fallen, S. 92. Er plädiert daher dafür, Eng-
lisch als einzige offizielle Sprache der Europäischen Gemeinschaft anzunehmen, S. 92. 

3 Truchot, S. 88. 
4 Wright, S. 50. 
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tigt.5 Die Verordnung stellt den Grundsatz auf, daß die Nationalsprachen innerhalb 
der EWG gleichberechtigt sind (zweiter Erwägungsgrund der Verordnung Nr. 1). 
Gern. Art. 1 Verordnung Nr. 1 waren die Amts- und damit auch zugleich die Ar-
beitssprachen der Organe der Gemeinschaft Deutsch, Französisch, Italienisch und 
Niederländisch. Neben den Verträgen (zweiter Erwägungsgrund Verordnung Nr. 1) 
wurden (und werden) gern. Art. 4 Verordnung Nr. 1 Verordnungen und Schriftstük-
ke von allgemeiner Geltung in den vier (heute elf) Amtssprachen abgefaßt. Auch 
das Amtsblatt der Gemeinschaft erscheint in diesen Sprachen (Art. 5 Verordnung 
Nr. 1). Heute bildet Art. 6 III EU den Anknüpfungspunkt für ein europäisches 
Sprachenregime, indem er bestimmt, daß die Union die "nationale Identität" ihrer 
Mitgliedstaaten achtet. Der Grundsatz der Gleichberechtigung der Nationalspra-
chen findet sich zudem in den Art. 314 EG, Art. 225 Euratom und Art. 53 EU. Er 
folgt aus der völkerrechtlichen Gleichberechtigung der Nationalstaaten. Für die 
Organe der Gemeinschaft wird die Sprachenfrage gern. Art. 290 EG vom Rat ein-
stimmig geregelt. 

In den europäischen Institutionen (gern. Art. 7 I EG Parlament, Rat, Kommissi-
on, Gerichtshof und Rechnungshof) gibt es heute elf offizielle Amtssprachen,6 die 
technisch gleichberechtigt sind. Aus diesem Grund verschlingen die Kosten für 
Dolmetscher, Übersetzungen und das notwendige Arbeitsmaterial 40 oder mehr 
Prozent der gesamten Verwaltungskosten der Europäischen Union? De facto wer-
den Rechtsakte und Dokumente in Englisch und Französisch als den beiden zu-
meist genutzten Arbeitssprachen abgefaßt, um anschließend in alle Amtssprachen 
der Union übersetzt zu werden. Zwar ist Deutsch die in der Europäischen Union 
am meisten gesprochene Sprache, Englisch aber verstehen fast alle. 8 

Im europäischen Binnenmarkt gern. Art. 3 I lit. c), 14 11 EG mit seinen vier 
Grundfreiheiten [Warenverkehrsfreiheit gern. Art. 28 ff. EG, Personenverkehrsfrei-
heit(en) gern. Art. 39 ff. EG (Freizügigkeit der Arbeitnehmer) und Art. 43 ff. EG 
(Niederlassungsfreiheit), Dienstleistungsverkehrsfreiheit gern. Art. 49 ff. EG sowie 
Kapitalverkehrsfreiheit gern. Art. 56 ff. EG] können Waren, Personen, Dienstlei-
stungen und Kapital frei zirkulieren. Diese Grundfreiheiten des Binnenmarkts er-
fordern für den Unionsbürger als Endkonsumenten einen gewissen Schutz. Gern. 
Art. 3 Ilit. t) EG leistet die Gemeinschaft einen Beitrag zur Verbesserung des Ver-
braucherschutzes. Zudem trägt sie gern. Art. 153 11 EG den Erfordernissen des Ver-
braucherschutzes bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politiken Rechnung. 
Der Verbraucher muß die ihm angebotenen Waren und Dienstleistungen aufgrund 
ausreichender und verständlicher Informationen beurteilen und auswählen können. 

S Verordnung Nr. 1 zur Regelung der Sprachenfrage für die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft, ABlEG 1958, S. 385 f. / 58. 

6 Englisch, Französisch, Deutsch, Spanisch, Italienisch, Portugiesisch, Griechisch, Hollän-
disch, Dänisch, Schwedisch und Finnisch. 

7 Coulmas. European integration and the idea of the nationallanguage, S. 23. 
8 Deutsch sprechen viele, Englisch verstehen alle, in: SZ vom 5. 7. 1999, S. 3. 
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Dafür muß er zunächst die ihm angebotenen Informationen verstehen, Sprache 
oder andere Kommunikationsmittel sind dazu unerläßlich. Insbesondere bei Le-
bensmitteln, Arzneien und gefährlichen Stoffen ist ein umfassendes Verständnis 
des Verbrauchers erforderlich. Aus diesem Grunde gibt es in allen europäischen 
Ländern Sprachregelungen, die jedoch unterschiedlich ausgestaltet sind. 

B. Nationale Sprachregelungen 

Im Rahmen des europäischen Integrationsprozesses sind nationale Sprachvor-
schriften notwendig. Sie dienen hauptsächlich dazu, den Verbraucher vor Gefahren 
zu schützen, die durch das Zusammenwachsen der nationalen Märkte entstehen. 
Im Gegenzug ist anzumerken, daß ein großer Teil der nationalen verbraucherschüt-
zenden Vorschriften auf dem Gemeinschaftsrecht beruht (wie bspw. in Deutschland 
das Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, das 
Verbraucherkreditgesetz und das Fernabsatzgesetz). 

In Frankreich enthält die loi Toubon Sprachregelungen, die beinahe alle Berei-
che des öffentlichen Lebens abdecken. In Belgien sind die Sprachregelungen ob 
der linguistischen Vielfalt sehr ausgeprägt. Der EuGH hat sich bereits in mehreren 
Rechtssachen mit belgischen Sprachregelungen beschäftigt.9 Diese sind im Be-
reich der Bezeichnung und Aufmachung (Etikettierung) von Produkten mit den 
Regelungen der loi Toubon vergleichbar. lO Sowohl in Belgien als auch in den Nie-
derlanden ist der Gebrauch der Sprachen im Verkehr mit dem Verbraucher vieldis-
kutiert. Beschwerden hinsichtlich verwendeter Sprachen kommen dort häufig von 
Konkurrenten oder von Verbänden zur Förderung der nationalen Sprachkultur. 11 

Im Vergleich dazu erhalten die Behörden in Frankreich und Portugal häufig Be-
schwerden einzelner Verbraucher sowie von Verbänden. 12 Mit den französischen 
vergleichbare Sprachregelungen gibt es auch in Italien. \3 In Deutschland existiert 

9 EuGH, Slg. 1991, 1-2971 ff. (Piageme I); EuGH, Slg. 1995, 1-2955 ff. (Piageme 11); 
EuGH, Slg. 1999,1-3175 ff. (Colim/Bigg's). 

10 Art. 13 loi sur les pratiques du commerce et sur I'information et la protection du con-
sommateur du 14.7. 1991: ,,Les mentions qui font l'objet de I'etiquetage et qui sont rendues 
obligatoires par la presente loi, ... , les modes d' emploi et les bulletins de garantie sont au 
moins libelles dans la langue ou les langues de la region ou les produits sont mis sur le mar-
che .... Les mentions de l' etiquetage doivent etre apparentes et lisibles et nettement distinctes 
de la publicire." Moniteur beige, 1991, n° 8.2,18712, 18717 f. Auch in Belgien müssen also 
die zwingend vorgeschriebenen Angaben auf der Etikettierung beim Inverkehrbringen eines 
Produkts in der / den Sprache / n des Verkaufsgebiets abgefaßt sein. 

11 Mitteilung der Kommission an den Rat und das Parlament betreffend den Gebrauch der 
Sprachen zur Information des Verbrauchers in der Europäischen Gemeinschaft, Dok. KOM 
(93) 456 endg., S. 13, Rn. 30. 

12 Siehe Fn. 11. 
13 Bei der Etikettierung von Produkten schreiben die italienischen Regelungen einerseits 

für bestimmte Produkte, andererseits auch allgemeinverbindlich die italienische Sprache vor, 


